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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Einführung deutschen Rechts auf den 
Gebieten der Arbeitsbedingungen und des Familienlasten- 
ausgleichs im Saarland 

— Drucksache 1012 — 


A. Bericht des Abgeordneten Maier (Mannheim) 


Der Gesetzentwurf ist federführend vom Ausschuß 
für Arbeit in seinen Sitzungen vom 27. Mai, 3. und 
6. Juni 1959 und außerdem vom Ausschuß für 
Sozialpolitik in seinen Sitzungen vom 27. Mai und 
6. Juni 1959 und vom Wirtschaftsausschuß in sei- 
nen Sitzungen vom 29. und 30. April und 27. Mai 
1959 behandelt worden; die Sitzungen vom 27. Mai 
und 6. Juni waren gemeinsame Sitzungen der Aus- 
schüsse für Arbeit und Sozialpolitik. 

Alle drei Ausschüsse sind zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß der Gesetzentwurf mit einigen Modifi- 
zierungen eine geeignete Grundlage für die Lösung 
der Probleme ist, die sich auf dem Gebiet der Löhne 
und Arbeitsbedingungen für das Saarland aus des- 
sen wirtschaftlicher Eingliederung in das Bundes- 
gebiet ergeben. Sie haben sich insbesondere zu dem 
Grundgedanken des Entwurfs bekannt, daß die vom 
Bundesgebiet stark abweichende saarländische 
Regelung der Fragen, die sich dort in der Zeit der 
Zugehörigkeit des Saarlandes zum französischen 
Wirtschaftsraum entwickelt hat, nach der wirtschaft- 
lichen Eingliederung nicht aufrechterhalten werden 
kann, daß sich das Saarland vielmehr an die Ver- 
hältnisse im übrigen Bundesgebiet anpassen muß. 
Der Unterschied zwischen der bisherigen saarländi- 
schen und der bundesdeutschen Regelung liegt vor 
allem darin, daß der Staat im Saarland im Wege 
gesetzlicher Vorschriften erheblich stärker gestal- 
tend eingegriffen hat, sei es durch Festsetzung von 
Mindestarbeitsbedingungen, sei es durch die Be- 
gründung von Zulagensystemen, wie der über die 
Kindergeldgesetzgebung der Bundesrepublik er- 
heblich hinausgehenden Familienzulagenregelung. 


Würde man diese gesetzlichen Regelungen im Saar- 
land aufrechterhalten, so würde der den Sozialpart- 
nern überlassene Spielraum in einem Maße einge- 
engt sein, das sich mit den in der Bundesrepublik 
darüber herrschenden Auffassungen nicht verein- 
baren ließe. Ein solches Vorgehen wäre nicht zuletzt 
auch deshalb sehr bedenklich, weil die saarländische 
Wirtschaft dann Vorbelastungen zu tragen hätte, 
die für ihre Wettbewerbsfähigkeit und damit für 
den Beschäftigungsstand und das Einkommens- 
niveau der saarländischen Arbeitnehmer ernste Ge- 
fahren in sich schließen würden. 

Die Anpassung an die Verhältnisse im Bundes- 
gebiet bedeutet zunächst, daß man die bisherigen 
gesetzlichen Regelungen des Saarlandes aufheben 
und das bundesrepublikanische Recht an ihre Stelle 
setzen muß. Damit gibt man zugleich den saarländi- 
schen Sozialpartnern denselben Spielraum für die 
Gestaltung der Löhne und Arbeitsbedingungen, wie 
er im übrigen Bundesgebiet besteht. Im übrigen 
muß die Anpassung der Selbstbestimmung den 
Sozialpartnern überlassen werden, die die Löhne und 
Arbeitsbedingungen zu finden haben werden, die 
nach dem Wegfall der saarländischen gesetzlichen 
Regelungen und unter den neuen wirtschaftlichen 
Verhältnissen tragbar und richtig erscheinen. Daß 
dabei nicht früher vereinbarte Löhne und Arbeits- 
bedingungen mehr oder weniger übernommen wer- 
den können, daß es sich vielmehr — schon wegen 
des Wegfalls der gesetzlichen Regelungen — um 
eine Neuordnung handeln muß, liegt auf der Hand. 
Sicher ist es keine leichte Aufgabe, die den Sozial- 
partnern damit zufällt; es ist aber eine Aufgabe, die 
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bei Anerkennung des Grundsatzes der Selbstbestim- 
mung der Sozialpartner eindeutig zu deren Auf- 
gabenbereich gehört, und die bei aller Schwierig- 
keit auch durchaus lösbar erscheint. Hierzu ist wich- 
tig zu wissen, daß die Gesamtnettoeinkommen nach 
ihrem Kaufkraftwert im Saarland nach eingehenden 
darüber angestellten Berechnungen jedenfalls nicht 
höher liegen als im übrigen Bundesgebiet und daß 
■ — wegen des stärkeren Ausbaus der Zulagen — 
die „Leistungslöhne"' im Saarland niedriger liegen 
als im übrigen Bundesgebiet. Da die saarländischen 
Löhne sich an das Bundesgebiet anpassen können, 
ist dementsprechend bei Wegfall der saarländischen 
Zulagenregelungen eine Spanne vorhanden, die zum 
Ausgleich der durch diesen Wegfall entstehenden 
Einkommensminderungen verwandt werden kann. 
Natürlich liegen die Verhältnisse hier nicht in allen 
Wirtschaftszweigen und bei allen Arbeitnehmer- 
gruppen gleich. In einigen Wirtschaftsgruppen ist 
die Lohndifferenz zum Bundesgebiet so groß, daß 
bei einer Erhöhung des Lohnes auf das Bundes- 
niveau keine Arbeitnehmergruppe eine Einkom- 
menseinbuße hinzunehmen hätte, d. h. auch diejeni- 
gen nicht, die durch den Wegfall der Zulagen am 
stärksten betroffen sind; die anderen würden sich 
hierbei in ihrem Einkommen verbessern. Wo die 
Lohndifferenz zwischen Saarland und Bundesgebiet 
geringer ist, könnte es bei einfacher Anpassung des 
Lohnes an den des Bundesgebiets zu Einkommens- 
einbußen einzelner Arbeitnehmergruppen kommen; 
hier wird es aber durch entsprechende Verteilung 
der insgesamt für Lohnerhöhungen zur Verfügung 
stehenden Summe auf die einzelnen Arbeitnehmer- 
gruppen möglich sein, solche Einkommenseinbußen 
zu vermeiden. 

Die Anpassung an das Bundesgebiet bedeutet 
nicht, daß die Tarifparteien des Saarlandes inhalt- 
lich nun überall das übernehmen müssen, was in 
bundesdeutschen Tarifverträgen festgelegt ist. Es 
ist auch durchaus denkbar, daß sie sich beispiels- 
weise für tariflich vereinbarte zusätzliche Familien- 
zulagen entscheiden, wobei sie auch die Möglichkeit 
haben, hierfür eine Kasse zu gründen. Auch im 
übrigen Bundesgebiet gibt es bekanntlich Tarif- 
verträge, in denen Familienzulagensysteme und 
zum Teil auch Ausgleichskassen vereinbart sind. 

Diesen Grundgedanken trägt der Entwurf der 
Bundesregierung insofern Rechnung, als er in den 
§§ 1 und 2 die Ersetzung der saarländischen Rechts- 
vorschriften durch das bundesdeutsche Recht vor- 
sieht und in seinen folgenden Paragraphen auf eine 
Neuordnung der Löhne und Arbeitsbedingungen 
durch Tarifverträge abstellt. Wenn er die neu ab- 
zuschließenden Tarifverträge über ihre rein recht- 
liche Geltung hinaus für die gesamte Neuordnung 
der Löhne und Arbeitsbedingungen zur Richtschnur 
macht, so entspricht dies der praktischen Bedeutung 
der Tarifverträge und wird von den Ausschüssen 
ebenfalls für richtig gehalten. 

Vom Bundesrat ist vorgeschlagen worden, im § 1 
die Nr. 7 bis 14 und im § 2 die Nr. 6 zu streichen. 
Ein ebensolcher Antrag ist in den Ausschußbera- 
tungen von der SPD-Fraktion gestellt worden. Die 
genannten Nummern der §§ 1 und 2 betreffen das 


bundesdeutsche Kindergeldrecht und das saarlän- 
dische Familienzulagenrecht. Mit diesem Vorschlag 
ist nicht beabsiditigt, das bisherige saarländische 
Familienzulagenrecht nach der wirtschaftlichen Ein- 
gliederung weitergelten zu lassen. Beabsichtigt ist 
vielmehr nur, die Rechtssetzung hinsichtlich der 
Familienzulagen aus diesem Gesetz auszuschließen 
und sie einem saarländischen Gesetz zu überlassen. 
Die Mehrheiten der Ausschüsse sind diesem Vor- 
schlag nicht gefolgt, da sie der Meinung sind, daß 
die Vorschriften über Familienzulagen so eng mit 
denen über die Löhne und Arbeitsbedingungen Zu- 
sammenhängen, daß eine Regelung in einem Gesetz 
notwendig ist. 

Den anderen Vorschlägen des Bundesrates zu den 
§§ 1 und 2 haben die Ausschüsse dagegen mit 
Mehrheit zugestimmt. Der eine dieser Vorschläge 
geht dahin, im § 1, der die Einführung bundes- 
deutschen Rechts betrifft, auch den § 15 der Arbeits- 
zeitordnung ausdrücklich zu erwähnen; dies er- 
scheint zur Ausschließung von Zweifeln angebracJit. 
Der andere Vorschlag betrifft eine Neufassung des 
§ 2 Nr. 2 und den Wegfall des § 2 Nr. 3. Die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Fassung weicht von der 
des Regierungsentwurfs vor allem darin ab, daß 
nach ihr auch die auf „anderweitiger Grundlage" 
— als auf Grund der Verfügung des Gouverneurs 
de la Sarre Nr. 47 — 62 vom 18. November 1947 — 
erlassenen Lohn- und Gehaltsregelungen in die 
Aufhebung des saarländischen Rechts einbezogen 
werden. Dies erscheint insofern notwendig, als sich 
herausgestellt hat, daß ein Teil der Lohn- und Ge- 
haltsregelungen, deren Aufhebung beabsichtigt ist, 
nicht oder nicht ausdrücklich auf die genannte Ver- 
fügung des Gouverneurs de la Sarre gestützt ist. 
Außerdem sind in dem Bundesratsvorschlag einige 
Arten von Regelungen ausdrücklich aufgeführt, bei 
denen anderenfalls Zweifel bestehen könnten, ob 
sie zu den Lohn- und Gehaltsregelungen gehören, 
was zur Klarstellung ebenfalls angebracht erscheint. 
Die Nr. 3 des § 2 kann bei einer solchen Fassung 
der Nr. 2 wegfallen, da die in ihr aufgeführten 
Regelungen bereits durch die Nr. 2 gedeckt sind. 

Der Ausschuß hat ferner beschlossen, in § 2 den 
aufzuhebenden saarländischen Vorschriften noch 
eine Reihe von Vorschriften für den öffentlichen 
Dienst hinzuzufügen, die neben Lohn- und Gehalts- 
bestimmungen — deren Aufhebung sich bereits aus 
der Nr. 2 des § 2 ergibt — einige weitere Bestim- 
mungen enthalten, bei denen es anderenfalls zwei- 
felhaft ist, ob sie von der Aufhebung betroffen 
wären {§ 2 Nr. 8 in der vom Ausschuß beschlosse- 
nen Fassung). Würden diese Vorschriften bestehen- 
bleiben, so würde sich daraus für die Tarifvertrags- 
parteien des öffentlichen Dienstes eine Einengung 
ihrer Bewegungsfreiheit ergeben, die mit der zuvor 
dargestellten Gesamtkonzeption des Entwurfs nicht 
im Einklang stünde. 

Mit der Frage, was nach der wirtschaftlichen Ein- 
gliederung geschehen soll, soweit zu diesem Zeit- 
punkt Tarifverträge noch nicht vorliegen, haben 
sich die Ausschüsse sehr eingehend beschäftigt. Mit 
dem Idealfall, daß DM-Tarifverträge zu diesem 
Zeitpunkt schon vorhanden sind, kann nicht all- 
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gemein gerechnet werden. Der Entwurf der Bundes- 
regierung sieht für diese Zeit die Nachwirkung der 
Tarifverträge — soweit sie als Tarifverträge außer 
Kraft gesetzt werden — und die Weiterwirkung 
der einzelvertraglichen Vereinbarungen vor. Dies 
bedeutet, daß die tarifvertraglich oder einzelver- 
traglich in französischen Franken vereinbarten Ver- 
gütungen unter Umrechnung zum allgemeinen 
Wechselkurs zunächst weitergelten. Einerseits ent- 
steht für die Arbeitnehmer hierbei ein Gewinn, 
weil der allgemeine Wechselkurs nicht den Kauf- 
kraftverhältnissen entspricht. Andererseits ent- 
stehen gegenüber dem bisherigen Einkommen der 
Arbeitnehmer Verluste durch den Wegfall gesetz- 
licher Vorschriften. Der Regierungsentwurf geht 
davon aus, daß es sich hier nur um ein Zwischen- 
stadium handelt und daß Einkommenseinbußen 
auch für diese Zeit durch entsprechende Rückwir- 
kungsbestimmungen oder ähnliches in den Tarif- 
verträgen weitgehend zu vermeiden wären. Dem- 
entsprechend stellt er für den Anspruch auf 
angemessene Vergütung auch für diese Zwischen- 
zeit in erster Linie auf die neu abzuschließenden 
Tarifverträge ab. Die Mehrheit des Ausschusses 
sieht hierin grundsätzlich eine ausreichende Lösung, 
hält aber eine Abänderung des Entwurfs dahin für 
angebracht, daß in diesem Zwischenstadium nicht 
nur die tariflich und einzelvertraglich vereinbarten 
Vergütungen weitergelten sollen, sondern auch ein 
Teil der gesetzlichen Vorschriften, deren Auf- 
hebung im § 2 vorgesehen ist. Dieses Weitergelten 
bis zum Abschluß neuer Tarifverträge soll nach 
dem durch den Ausschuß beschlossenen neuen § 2a 
auf drei Monate befristet sein. Nicht von dieser 
Weitergeltung sollen erfaßt werden die Vorschriften 
über die Familienzulagen und die „weitere Lohn- 
zulage", 

Andererseits hat die Mehrheit des Ausschusses 
eine Abänderung des § 3 Abs. 3 des Entwurfs dahin 
beschlossen, daß die Nachwirkung tarifvertraglicher 
Bestimmungen nicht gelten soll, soweit diese den 
nach § 2 außer Kraft tretenden Vorschriften ent- 
sprechen. Bei Verzicht auf eine solche Bestimmung 
würde eine unterschiedliche Behandlung Platz 
greifen, je nachdem ob die Tarifvertragsparteien 
seinerzeit gesetzliche Bestimmungen in den Tarif- 
vertrag aufgenommen haben oder nicht, was nicht 
gerecht erscheint. Ferner wurde beschlossen, die im 
§ 3 Abs. 3 vorgesehene Nachwirkung tarifvertrag- 
licher Bestimmungen auf solche in Betriebsverein- 
barungen zu erstrecken (§ 3 Abs. 5 in der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung). 

Dagegen sprach sich die Mehrheit des Ausschus- 
ses gegen einen Abänderungsantrag der SPD-Frak- 
tion aus, nach dem für Arbeitnehmer, deren Ver- 
gütungen auf tarifvertraglicher Grundlage be- 
ruhen, für das Zwischenstadium bis zum Vorliegen 
eines neuen Tarifvertrages ein Anspruch auf ein 
am bisherigen Arbeitseinkommen ausgerichtetes 
Einkommen bestehen soll. Die Fixierung dieses An- 
spruchs würde sehr schwierig sein und könnte zu 
erheblichen Beunruhigungen, Arbeitsgerichtsprozes- 
sen, Überforderung der Richter usw. führen. Unter 
diesen Umständen erscheint der Mehrheit des Aus- 


schusses eine in erster Linie auf die neuen Tarif- 
verträge abstellende Regelung im Sinne des Regie- 
rungsentwurfs besser. 

Die — ebenfalls das genannte Zwischenstadium 
zwischen dem Ende der Übergangszeit und dem Ab- 
schluß neuer Tarifverträge betreffende — im § 5 
des Gesetzentwurfs vorgesehene Ermächtigung der 
saarländischen Regierung, durch Rechtsverordnung 
die Nachwirkung tarifvertraglicher Bestimmungen 
unter bestimmten Voraussetzungen auszuschließen 
und statt dessen sinngemäß anzuwendende bundes- 
deutsche Tarifverträge zu benennen, sieht der Aus- 
schuß als bedenklichen Eingriff in die Autonomie 
der Sozialpartner an; er hat deshalb beschlossen, 
den § 5 zu streichen. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß den neu 
in DM festgelegten Löhnen die Bemessungsgrund- 
lage des Arbeitslosengeldes (und der Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe) angepaßt werden sollte, 
auch soweit bei der Bemessung vor dem Ende der 
Übergangszeit verdientes Arbeitsentgelt zugrunde 
zu legen ist. Diesem Ziel dient § 6a in der vom 
Ausschuß beschlossenen Fassung des Entwurfs. 

Die Mehrheit des Ausschusses hielt es für erfor- 
derlich, in dem Entwurf Vorschriften zu treffen, die 
eine reibungslose Auszahlung des Kindergeldes auf 
Grund der Vorschriften der Kindergeldgesetzgebung 
des Bundes nach dem Ende der Übergangszeit im 
Saarland sicherstellen. Maßgebend dafür war die 
Erwägung, daß einmal das vorgesehene Gesetz zur 
j Neuordnung der Sozialversicherungsträger im Saar- 
I land (Organisationsgesetz), das die Zuständigkeit 
der Sozialversicherungsträger des Bundes — dar- 
unter auch der Berufsgenossenschaften, bei denen 
die Familienausgleichskassen errichtet sind — auf 
das Saarland erstrecken soll, voraussichtlich noch 
. nicht mit dem Ende der Übergangszeit in Kraft ge- 
I setzt werden kann, und daß weiter für die tech- 
nische Übernahme der Zahlung des Kindergeldes 
durch die Träger der Kindcrgeldzahlung nach der 
Kindergeldgesetzgebung des Bundes eine Anlauf- 
zeit benötigt wird. Der Ausschuß hat aus diesen 
Gründen die Einfügung des § 6b in den Entwurf be- 
schlossen. Die Absätze 1 und 2 dieser Vorschrift 
regeln die Zuständigkeit der Träger der Kindergeld- 
zahlung im Saarland. Wenn dabei Absatz 1 nur als 
Übergangsvorschrift bis zum Inkrafttreten des 
Organisationsgesetzes bezeichnet ist, so ist dazu zu 
bemerken, daß sich nach dem Stand der Arbeiten 
an dem Organisationsgesetz an der in § 6b Abs. 1 
getroffenen Zuständigkeitsregelung der Familien- 
ausgleichskasse voraussichtlich nur wenig ändern 
wird; lediglich für die Landwirtschaft wird das 
Organisationsgesetz voraussichtlich die Errichtung 
einer eigenen Berufsgenossenschaft und damit auch 
gleichzeitig einer eigenen Familienausgleichskasse 
für das Saarland vorsehen. Absatz 3 verpflichtet 
die Kasse für Familienzulagen in Saarbrücken, wäh- 
rend einer kurzen Zeit nach der wirtschaftlichen 
Eingliederung das Kindergeld in Vorlage für die 
zuständigen Träger der Kindergeldzahlung auszu- 
zahlen, bis die Zahlung von diesen unmittelbar 
übernommen wird. Absatz 3 sieht eine Verlänge- 
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rung der Frist zur Stellung des Antrags auf Kinder- 
geld vor, da erst nach einer längeren Zeit mit der 
genügenden Aufklärung der im Saarland erstmals 
in den Genuß von Kindergeld kommenden Per- 
sonenkreise, insbesondere der Selbständigen, ge- 
rechnet werden kann. 


Hinsichtlich der Überschrift haben sich die Aus- 
i Schüsse für Arbeit und Sozialpolitik dafür ausge- 
sprochen, die Worte „deutsches Recht" durch die 
I Worte „von Bundesrecht" zu ersetzen, da das bis- 
herige saarländische Recht nicht als nichtdeutsches 
, Recht bezeichnet werden sollte. 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1012 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. Juni 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Maier (Mannheim) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Einführung deutschen Rechts auf den Gebieten 
der Arbeitsbedingungen und des Familienlastenausgleichs im 

' Saarland 

— Drucksache 1012 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

Entwurf Be schlüssedes21, Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung deutschen Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Bundes- 
Rechts auf den Gebieten der Arbeitsbedingungen recht auf den Gebieten der Arbeitsbedingungen und 
und des Familienlastenausgleichs im Saarland des Familienlastenausgleichs im Saarland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 § 1 

Mit dem Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 Mit dem Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 
des Saarvertrages treten im Saarland in Kraft des Saarvertrages treten im Saarfand in Kraft 

1. das Tarifvertragsgesetz vom 9. April 1949 1. u n v e r ä ind e r t 

(WiGBL S. 55) in der Fassung des Gesetzes 

zur Änderung des Tarifvertragsgesetzes vom 
11. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 19), 

2. die Verordnung zur Durchführung des Tarif- 2. unverändert 
Vertragsgesetzes vom 7. Juni 1949 (WiGBl. 

S. 89), 

3. das Gesetz über die Festsetzung von Mindest- 3. unverändert 

arbeitsbedingungen vom 11, Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl, I S, 17), 

4. das Heimarbeitsgesetz vom 14. März 1951 4. unverändert 

(Bundesgesetzbl. I S. 191), 

5. die Erste Rechtsverordnung zur Durchführung 5. unverändert 

des Heimarbeitsgesetzes vom 9. August 1951 

(Bundesgesetzbl. I S. 511), 

5a. § 15 der Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 447), 

6. das Gesetz zur Regelung der Lohnzahlung an 6. unverändert 

Feiertagen vom 2. August 1951 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 479), 

7. das Kindergeldgesetz vom 13. November 1954 7. unverändert 

(Bundesgesetzbl. I S, 333), zuletzt geändert 

durch das Zweite Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 
16. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), 
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Entwurf 

8. das Kindergeldanpassungsgesetz vom 7. Ja- 
nuar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 
16. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), 

9. das Kindergeldergänzungsgesetz vom 23. De- 
zember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung von Vorschriften der Kindergeldgesetze 
vom 16. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), 

10. die Erste Verordnung zur Durchführung des 
Kindergeldgesetzes und des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes vom 21. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 816), 

11. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Kindergeldgesetzes (Niederlande) vom 23. De- 
zember 1955 (Bundesgesetzbl, I S. 861), 

12. die Dritte Verordnung zur Durchführung des 
Kindergeldgesetzes und des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes (Frankreich) vom 4, Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 641), 

13. die Vierte Verordnung zur Durchführung des 
Kindergeldgesetzes und des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes (Italien) vom 4. Juli 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 641), 

14. die Erste Verordnung zur Durchführung des 
Kindergeldergänzungsgesetzes vom 14. März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S, 268). 

§ 2 

Mit dem Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 

des Saarvertrages treten im Saarland außer Kraft 

1. das Gesetz Nr. 561 „Tarifvertragsgesetz" vom 
22. Dezember 1956 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1708) und die Verordnung zur Durchführung 
des Tarifvertragsgesetzes vom 27. Februar 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 225), 

2, die Verfügung des Gouverneurs de la Sarre 
Nr. 47 — 62 vom 18. November 1947 (Amtsblatt 
der Verwaltungskommission des Saarlandes 
S. 700) in der Fassung der Verordnung Nr. 
48 — 22 zur Abänderung und Ergänzung der 
Verfügung Nr. 47 — 62 vom 18. November 1947 
über das Lohnrecht im Saarland vom 3. März 
1948 (Amtsblatt des Saarlandes S, 242) sowie 
die auf ihrer Grundlage erlassenen , Lohn- und 
Gehaltsregelungen, 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 

12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 


§ 2 

Mit dem Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 
des Saarvertrages treten im Saarland außer Kraft 

1. unverändert 


o 


die Verfügung des Gouverneurs de la Sarre 
Nr. 47 — 62 vom 18. November 1947 (Amtsblatt 
der Verwaltungskoramissiion des Saarlandes 
S. 700) in der Fassung der Verordnung Nr. 
48 — ^22 zur Abänderung und Ergänzung der 
Verfügung Nr. 47 — 62 vom 18. November 1947 
über das Lohnrecht lim Saarland vom 3. März 
1948 (Amtsblatt des Saarlandes S. 242) sowie 
die auf ihrer oder anderweitiger Grundlage er- 
lassenen Lohn- und Gehaltsregelungen ein- 
schließlich der Lehrlingsvergütungen, der Rege- 
lungen der Löhne der im Akkord beschäftigten 
Arbeitskräfte, der Beibehaltung von Zulagen 
auf Grund von Abmachungen oder aus Betriebs- 
üblichkeit, der Bewertung von Sachbezügen, 
Unterkunft und Verpflegung und der Lohn- 
zonen. 

entfällt 


3. die Verordnung über den Mindeststundenlohn 3. 
und die Stundenzulage vom 6. Februar 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 418), die Verord- 
nung über den Mindeststundenlohn für die 
Landwirtschaft und den Gartenbau vom 6. Fe- 
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bruar 1959 (Amtsblatt des Saarlandes S, 478) 
sowie das Gesetz zur Einführung des Mindest- 
stundenlohnes im öffentlichen Dienst und bei 
den saarländischen Eisenbahnen vom 30. Juni 
1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 859), 

4. die Verfügung des Gouverneurs de la Sarre 
Nr. 47 — 64 über die Vergütung der über 
40 Stunden wöchentlich hinaus geleisteten Ar- 
beitsstunden vom 18. November 1947 (Amts- 
blatt der Verwaltungskommission des Saar- 
landes S. 703) sowie die hierzu auf Grund der 
Verfügung Nr. 47 — 62 oder in Ausführung der 
Verfügung Nr. 47 — 64 erlassenen Bestimmun- 
gen, 

5. die §§ 2 bis 4 des Gesetzes Nr. 496 zur Rege- 
lung von Lohnzahlungen an Feiertagen vom 
23. März 1956 (Amtsblatt des Saarlandes S. 441) 
in der Fassung des Gesetzes Nr. 522 vom 
9. Juli 1956 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1065), 

6. das Gesetz Nr. 273 über Familienzulagen vom 
II. Juli 1951 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. März 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 230) und des § 5 des Gesetzes 
Nr. 592 über weitere Änderungen in der So- 
zialversicherung, Arbeitslosenversicherung und 
bei der Kasse für Familienzulagen vom 13. Juli 
1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 799) sowie 
die Durchführungsbestimmungen zum Gesetz 
über Familienzulagen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. Oktober 1957 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1026) und der Erlasse vom 
27. März 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 325) 
und vom 26. Juli 1958 (Amtsblatt des Saarlan- 
des S. 725), 

7. die Anordnung zur Hebung der Kaufkraft vom 

4. Oktober 1948 (Amtsblatt des Saarlandes 

5. 1260) in der Fassung der Verordnung zur 
Änderung der Anordnung zur Hebung der 
Kaufkraft vom 15. Oktober 1948 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1394), die Durchführungsbestim- 
mungen zur Anordnung über die Hebung der 
Kaufkraft vom 19. Oktober 1948 (Amtsblatt des 
Saarlandes S, 1394) sowie die auf ihrer Grund- 
lage erlassenen Bestimmungen. 


Beschlüsse des 21 . Ausschusses 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. die folgenden besonderen Vorschriften des 
öffentlichen Dienstes, soweit sie nicht bereits 
nach Nummer 2 außer Kraft treten: 

a) die Verordnung über die Festsetzung der 
Löhne für Arbeiter im Öffentlichen Dienst 
(Lohnordnung) vom 28. Juli 1954 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 984) in der im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden 
Fassung, 

b) die Verordnung über die Festsetzung der 
Löhne für Staats- und Gemeindeforstarbeiter 
vom 19. Mai 1953 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 343) in der im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes geltenden Fassung, 

c) die Verordnung betreffend Änderungen und 
Ergänzungen auf dem Gebiete des Tarif rechts 
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vom 28. März 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 583), 

d) die Verordnung betreffend Überführung von 
Arbeitern des öffentlichen Dienstes in das 
Monatslöhnerverhältnis vom 4. September 
1952 (Amtsblatt des Saarlandes S. 900), 

e) § 12 des Gesetzes Nr. 469 über die Besoldung 
der Beamten vom 19. Juli 1955 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1075) sowie die auf seiner 
Grundlage erlassenen Bestimmungen, 

f) § 2 des Gesetzes Nr. 514 über die Neufest- 
setzung der Grundgehälter der Beamten, der 
Grundvergütungen der Angestellten und der 
Löhne der Arbeiter im Öffentlichen Dienst 
vom 9. Juli 1956 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 941) sowie die auf seiner Grundlage er- 
lassenen Bestimmungen, 

g) die Verordnung über die Gewährung von 
Krankengeldzuschüssen an Angestellte des 
öffentlichen Dienstes vom 19. Mai 1953 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 342), 

h) die Verordnung betreffend die vorläufige 
Regelung über die Weiterzahlung des Lohnes 
im Krankheitsfall an die Monatslohnempfän- 
gen der Saarländischen Eisenbahnen vom 
18. Oktober 1950 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1068), 

i) die Verordnung über die Vergütung der Ärzte 
und Medizinalassistenten in den öffentlich- 
rechtlichen Kranken-, Heil- und Pflegeanstal- 
ten vom 25. April 1956 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 705), 

k) das Gesetz über die Rechts- und Besoldungs- 
verhältnisse der Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Eisenbahnen des Saarlandes vom 
11. Juli 1951 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1351) und die dazu ergangenen Verord- 
nungen in der im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes geltenden Fassung, soweit sie 
Angestellte und Arbeiter betreffen, 

l) das Gesetz über Reisekostenvergütung vom 
25. April 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 605) und das Gesetz über Umzugskosten- 
vergütung vom 18. Juni 1949 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 682) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 17. Juli 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 789), soweit sie Angestellte und Ar- 
beiter betreffen, 

m) die Urlaubsordnung für Beamte, Angestellte 
und Lohnempfänger des öffentlichen Dienstes 
vom 28. März 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 573), soweit sie Angestellte und Arbeiter 
betrifft, 

9. der Artikel 2 § 12 des saarländischen Gesetzes 

Nr. 628 zur Einführung des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des 

Saarlandes S. 1249). 
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§ 3 

(1) Bestimmt ein Tarifvertrag die Höhe von Ver- 
gütungen in Beträgen französischer Währung, so 
läuft er insoweit mit dem Ende der Übergangszeit 
ab. Die übrigen Bestimmungen des Tarifvertrages 
bleiben unberührt. 

(2) Enthält ein Tarifvertrag Bestimmungen, die 
auf den nach Absatz 1 Satz 1 abgelaufenen Bestim- 
mungen oder nach § 2 außer Kraft tretenden Vor- 
schriften beruhen oder eng mit ihnen Zusammenhän- 
gen, so kann er von jeder Tarifvertragspartei inso- 
weit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum 
Ende der Übergangszeit oder zu einem Zeitpunkt, 
der nicht länger als zwei Monate nach dem Ende 
der Übergangszeit liegt, gekündigt werden. Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 findet § 4 
Abs. 5 des Tarifvertragsgesetzes vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55) in der Fassung des Gesetzes zur Än- 
derung des Tarifvertragsgesetzes vom 11. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 19) Anwendung. 


(4) Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht 
für Bestimmungen über die Alters-, Hinterbliebe- 
nen- und Invalidenversorgung. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 4 gelten sinngemäß für 
Betriebsvereinbarungen. 

§4 

(1) Weicht infolge der Währungsumstellung oder 
in Auswirkung dieses Gesetzes oder anderer Vor- 
schriften, die mit dem Ende der Übergangszeit im 
Saarland eingeführt werden, das Nettoarbeitsein- 
kommen eines Arbeitnehmers in seinem wirt- 
schaftlichen Wert wesentlich von dem Nettoarbeits- 
einkommen ab, das er vor dem Ende der Über- 
gangszeit bezogen hat, so hat er Anspruch auf an- 
gemessene Vergütung. Soweit für Wirtschaftszweige 
oder sonstige Bereiche üblicherweise Tarifverträge 
abgeschlossen werden, kann der Anspruch erst 
nach Abschluß eines neuen Tarifvertrages erhoben 
werden. Nach Ablauf von sechs Monaten seit dem 
Ende der Übergangszeit kann der Anspruch nicht 
mehr erhoben werden. 

(2) Nettoarbeitseinkommen im Sinne dieser Vor- 
schrift sind die Vergütungen, die der Arbeitnehmer 
auf Grund des Arbeitsverhältnisses bezieht unter 
Abzug der von ihm zu tragenden Steuern und So- 
zialabgaben und zuzüglich der Leistungen, die er 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften über Familien- 
zulagen erhält. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

§ 2a 

Die in § 2 Nr. 2, 4, 5 und 8 Buchstaben a bis d und 
g bis m bezeichneten Rechtsnormen gelten bis zum 
Abschluß von Tarifverträgen, jedoch längstens für 
drei Monate nach dem Ende der Übergangszeit, als 
Bestandteil von Einzelarbeitsverträgen weiter. 

§ 3 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 findet § 4 
Abs. 5 des Tarifvertragsgesetzes vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Tarifvertragsgesetzes vom 11. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 19) Anwendung; dies 
gilt nicht, soweit tarifvertragliche Bestimmungen 
den nach § 2 außer Kraft tretenden Vorschriften 
entsprechen 

(4) unverändert 


(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß für Be- 
triebsvereinbarungen. 

§ 4 

unverändert 
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(3) Fallen Arbeitsverhältnisse in den räumlichen 
fachlichen und persönlichen Geltungsbereich eines 
Tarifvertrages, so gelten für die Ermittlung ange- 
messener Vergütungen die nachstehenden Grund- 
sätze: 

a) Ist vor dem Ende der Übergangszeit der 
entsprechende Tarifvertrag auf das Ar- 
beitsverhältnis angewandt worden, so 
sind die in dem neuen Tarifvertrag vorge- 
sehenen Vergütungen maßgebend; dies 
gilt auch für zurückliegende Zeiten, soweit 
der Tarifvertrag sich auf solche erstreckt. 

b) Bei übertariflichen Vergütungen ist das 
Verhältnis maßgebend, in dem vor dem 
Ende der Übergangszeit die übertarif- 
lichen Vergütungen zu den tariflichen 
gestanden haben. Der Tarifvertrag kann 
Abweichendes bestimmen. Buchstabe a 
Halbsatz 2 gilt entsprechend. 

c) Ist vor dem Ende der Übergangszeit der 
entsprechende Tarifvertrag auf das Arbeits- 
verhältnis nicht angewandt worden, so 
ist das Verhältnis maßgebend, in dem die 
vor dem Ende der Übergangszeit gezahl- 
ten Vergütungen zu den tariflichen ge- 
standen haben. Buchstabe a Halbsatz 2 gilt 
entsprechend. 

d) Bei Vergütungen, die ihrer Art nach nicht 
im Tarifvertrag geregelt sind, kann für die 
Ermittlung angemessener Vergütungen der 
Grundsatz des Buchstaben c sinngemäß 
herangezogen werden. 

(4) Fallen Arbeitsverhältnisse nicht in den Gel- 
tungsbereich eines Tarifvertrages, so gilt Absatz 3 
Buchstabe d entsprechend. 

(5) Von den Grundsätzen des Absatzes 3 kann 
abgewichen werden, soweit dem Arbeitgeber die 
sich danach ergebenden Leistungen nicht zugemutet 
werden können, weil sich seine wirtschaftlichen 
Verhältnisse infolge der wirtschaftlichen Eingliede- 
rung des Saarlandes in die Bundesrepublik wesent- 
lich geändert haben. Dies gilt nicht für Leistungen, 
zu denen der Arbeitgeber auf Grund eines Tarif- 
vertrages verpflichtet ist. 


§ 5 § 5 

(1) Die Regierung des Saarlandes wird ermäch- entfällt 

tigt, durch Rechtsverordnung Bestimmungen einzel- 
ner Tarifverträge über die Höhe von Vergütungen 
von der Weitergeltung nach § 3 Abs. 3 auszuschlie- 
ßen, wenn im Falle ihrer Weitergeltung 

a) diese Vergütungen durchschnittlich um 
mehr als 10 vom Hundert von den Vergü- 
tungen abweichen würden, die auf Grund 
von Tarifverträgen mit entsprechendem 
fachlichem und persönlichem Geltungsbe- 
reich in vergleichbaren Gebieten der Bun- 
desrepublik zu leisten sind, und 


c h u s s e s 
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b) dadurch die Wettbewerbsfähigkeit oder 
die Aufrechterhaltung des Beschäftigungs- 
standes in den betroffenen saarländischen 
Betrieben gefährdet erscheinen würde. 

(2) Soweit die Weitergeltung tariflicher Bestim- 
mungen durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 aus- 
geschlossen ist, hat der Arbeitnehmer bis zum Ab- 
schluß neuer Tarifverträge Anspruch auf diejenigen 
Vergütungen, die sich aus der sinngemäßen An- 
wendung entsprechender Bestimmungen in Tarif- 
verträgen der in Absatz 1 Buchstabe a bezeichne- 
ten Art ergeben; die insoweit sinngemäß anzuwen- 
denden Tarifverträge sind in der Rechtsverordnung 
zu benennen. 


§6 

Der Bestand des Arbeitsverhältnisses wird durch 
die Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht berührt. 


§ 6 

unverändert 


§ 6a 

(1) Soweit die Bemessung des Arbeitslosengeldes 
nach § 90 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (AVAVG) oder der Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe nach § 148 Abs. 1, 
3 und 4 AVAVG Arbeitsentgelt aus der Zeit vor dem 
Ende der Übergangszeit zugrunde gelegt worden ist 
oder zugrunde zu legen ist, tritt an dessen Stelle das 
Arbeitsentgelt nach den tariflichen Vorschriften, die 
am ersten Werktage nach dem Ende der Übergangs- 
zeit gelten. In Ermangelung einer tariflichen Rege- 
lung ist das ortsübliche Arbeitsentgelt maßgebend. 

(2) Sofern sich im Einzelfalle aus der Anwendung 
des Absatzes 1 unbillige Härten ergeben, kann das 
Arbeitslosengeld oder die Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe, die bereits in Franken festgesetzt 
waren oder noch in Franken festzusetzen sind, bis zu 
der Höhe gewährt werden, die sich bei Umrechnung 
des Frankenbetrages ergibt, wenn an die Stelle von 
100 Franken 0,8507 Deutsche Mark treten. 


§ 6b 

(1) Bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes zur 
Neuordnung der Sozialversicherungsträger im Saar- 
land gelten die nachstehenden Übergangsvorschrif- 
ten: 

1. Die Aufgaben der Familienausgleichskas- 
sen nach dem Kindergeldgesetz und nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes werden von den Familien- 
ausgleichskassen wahrgenommen, die zu- 
ständig wären, wenn sich der Bereich der 
für das gesamte Bundesgebiet außerhalb 
des Saarlandes bestehenden Berufsgenos- 
senschaften sowie der Süddeutschen Eisen- 
und Stahl-Berufsgenossenschaft, der Süd- 
westlichen Bau-Berufsgenossenschaft, der 
Süddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft, 
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der Süddeutsdien Edel- und Unedelmetall- 
Berufsgenossenschaft und der Landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft Rhein- 
hessen-Pfalz auf das Saarland erstrecken 
würde. 

2. Die Aufgaben der Träger der Kinder- 
geldzahlung nadi § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
des Kindergeldergänzungsgesetzes wer- 
den von der Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland wahrgenommen, soweit 
sich auf Grund einer Tätigkeit in einem 
Unternehmen gleicher Art im Bundesge- 
biet außerhalb des Saarlandes der An- 
spruch auf Kindergeld nach den genann- 
ten Vorschriften gegen ein Land, eine Ge- 
meinde oder einen Gemeindeverband als 
Träger der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung richtet; bestehen im Bundesgebiet 
unterschiedliche Zuständigkeitsiregelun- 
gen, so ist die für Rheinland-Pfalz gel- 
tende Regelung maßgebend. 

3. Soweit den Familienausgleichskassen und 
der Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland nach Nummer 1 und 2 Aufgaben 
übertragen werden, gelten sie als Träger 
der Kindergeldzahlung im Sinne der Kin- 
dergeldgesetze. 

(2) Soweit Träger der Kindergeldzahlung 

1. nach dem Dritten Abschnitt des Kinder- 
geldanpassungsgesetzes die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, 

2. nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes der Bund, 

3. nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes die Familienausgleichskasse 
des nordwestdeutschen Baugewerbes in 
Hannover 

ist, erstreckt sich die Zuständigkeit auf das Saarland. 

(3) Ist für ein Kind, für das ein Anspruch auf Kin- 
dergeld nach dem Kindergeldgesetz, dem Kindergeld- 
anpassungsgesetz oder dem Kindergeldergänzungs- 
gesetz besteht, bisher Kindergeld von der Kasse für 
Familienzulagen in Saarbrücken gewährt worden, so 
hat sie längstens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes Kindergeld nach 
den genannten Gesetzen vorläufig zu gewähren, so- 
lange die in den Absätzen 1 und 2 genannten Träger 
der Kindergeldzahlung die Zahlung noch nicht über- 
nommen haben; diese haben der Kasse für Familien- 
zulagen die Aufwendungen zu erstatten. 

(4) Wird der Antrag auf Kindergeld bis zum 31. De- 
zember 1959 gestellt, so ist das Kindergeld, soweit die 
sonstigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, für 
die Zeit vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an auch 
dann zu gewähren, wenn die Frist des § 4 Abs. 2 des 
Kindergeldgesetzes abgelaufen ist. 
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§ 7 § 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


§ 8 

unverändert 
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